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137. Verordnung: Prüfung für den Dienst in Justizanstalten
1 3 8 . Verordnung: Anordnung besonderer Ernteermittlungen bei Winterweizen, Winterroggen,

Sommergerste, Kartoffeln und Körnermais
1 3 9 . Kundmachung: Geltungsbereich des Welturheberrechtsabkommens und seiner Zusatzproto-

kolle Nr. 1, Nr. 2 und Nr. 3
140 . Kundmachung: Ratifikation des Übereinkommens über das auf Unterhaltsverpflichtungen

gegenüber Kindern anzuwendende Recht durch die Türkei
141 . Kundmachung: Beitritt der Vereinigten Staaten von Amerika zum Abkommen von Nizza

über die internationale Klassifikation von Waren und Dienstleistungen für
Fabrik- oder Handelsmarken

1 3 7 . Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 20. April 1972 betreffend die

Prüfung für den Dienst in Justizanstalten

Auf Grund der §§ 8 bis 18 des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der Fas-
sung der 1. Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle
1970, BGBl. Nr. 243, wird im Einvernehmen mit
dem Bundeskanzler verordnet:

§ 1. Die Prüfung für den höheren Dienst in
Justizanstalten ist schriftlich und mündlich ab-
zulegen.

§ 2. (1) Bei der schriftlichen Prüfung hat der
Prüfungswerber zwei in den Wirkungsbereich des
höheren Dienstes in Justizanstalten fallende Auf-
gaben auszuarbeiten. Sie sind aus dem Verwen-
dungsgebiet des Prüfungswerbers auszuwählen.

(2) Die schriftliche Prüfung ist als Klausurarbeit
abzuhalten und darf nicht länger als acht Stunden
dauern.

(3) Durch die schriftliche Arbeit hat der Prü-
fungswerber nachzuweisen, daß er sich mit den
Aufgaben des höheren Dienstes in Justizanstalten
vertraut gemacht hat und die bei seiner Tätig-
keit anfallenden schriftlichen Arbeiten besorgen
kann.

§ 3. (1) Der allgemeine Teil der mündlichen
Prüfung umfaßt die im § 8 Abs. 2 lit. a des Ge-
haltsüberleitungsgesetzes angeführten Gegen-
stände.

(2) Der besondere Teil der mündlichen Prüfung
umfaßt folgende Gegenstände:

1. Strafrecht, Strafprozeßrecht, das Jugend-
gerichtsgesetz, die für den Strafvollzug und die
Anhaltung in Bundesanstalten für Erziehungs-
bedürftige maßgebenden Rechtsvorschriften, die
Rechtsvorschriften über die Bewährungshilfe so-
wie die Grundzüge des Verwaltungsverfahrens;

2. Grundzüge des staatlichen Rechnungswesens
und der Haushaltsvorschriften des Bundes;

3. Grundzüge des Fürsorgewesens, des Sozial-
und Sozialversicherungsrechtes;

4. Aufgaben und Ziele des Strafvollzuges, der
Anstaltserziehung und der Bewährungshilfe;

5. Geschichte des Gefängniswesens, Kriminal-
politik und Ursachen der Kriminalität;

6. Psychiatrie (unter Berücksichtigung der
Psychopathologie und Tiefenpsychologie), soweit
sie für die Beurteilung der Gefangenen und Haus-
insassen und für die Erfüllung der Aufgaben der
Bewährungshilfe notwendig ist;

7. Grundzüge der Pädagogik und der Psycho-
logie unter Einschluß der Sozialpsychologie und
der gebräuchlichsten Testmethoden.

§ 4. (1) Sitz der Prüfungskommission ist das
Bundesministerium für Justiz.

(2) Der Vorsitzende der Prüfungskommission
und sein Stellvertreter müssen Beamte des höhe-
ren Ministerialdienstes des Bundesministeriums
für Justiz sein. Die übrigen Mitglieder der Prü-
fungskommission sind aus den Dienstzweigen
„Höherer Ministerialdienst" oder „Höherer
Dienst in Justizanstalten" auszuwählen; weiters
können auch Richter oder in ihrem Fach an-
erkannte und wissenschaftlich tätige Personen zu
Mitgliedern der Prüfungskommission bestellt wer-
den.
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(3) Die Prüfungssenate bestehen aus einem Vor-
sitzenden und vier weiteren Mitgliedern. Die
Auswahl der Mitglieder des Prüfungssenates ist
so zu treffen, daß für alle Prüfungsgegenstände
geeignete Prüfungskommissäre zur Verfügung
stehen.

§ 5. (1) Die Prüfungsvorschrift tritt mit 1. Juni
1972 in Kraft.

(2) Der Erlaß des Bundesministers für Justiz
vom 15. Jänner 1959, Amtsblatt der Österreichi-
schen Justizverwaltung Nr. 2/1959, betreffend
eine Vorschrift über die Prüfung für den Dienst-
zweig „Höherer Dienst in Justizanstalten", der
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 334/1965 auf
Gesetzesstufe gehoben wurde, tritt gemäß Art. III
Abs. 3 der 1. Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle
1970 mit Ablauf des 31. Mai 1972 außer Kraft.

Broda

1 3 8 . Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 2. Mai 1972,
mit der besondere Ernteermittlungen bei
Winterweizen, Winterroggen, Sommergerste,
Kartoffeln und Körnermais angeordnet

werden

Auf Grund des § 2 Abs. 2 und 3, des § 4 Abs. 1
und 2, des § 7 Abs. 6 und der §§ 8 und 9 des
Bundesstatistikgesetzes 1965, BGBl. Nr. 91, wird
verordnet:

§ 1. Das Österreichische Statistische Zentralamt
hat im Jahre 1972 besondere Ernteermittlungen
bei Winterweizen, Winterroggen, Sommergerste,
Kartoffeln und Körnermais zur Feststellung der
Ernteerträge durchzuführen.

§ 2. (1) Die besonderen Ernteermittlungen sind
in Form von Stichprobenerhebungen durchzu-
führen.

(2) Die Erhebungen haben jene landwirtschaft-
lichen Betriebe zu erfassen, die nach einer stati-
stischen Methode vom Österreichischen Statisti-
schen Zentralamt ausgewählt werden.

§ 3. Die Bewirtschafter (Eigentümer, Besitzer,
Pächter oder sonstige Nutznießer) der nach § 2
Abs. 2 ausgewählten landwirtschaftlichen Betriebe
oder deren Beauftragte sind verpflichtet,

a) das Betreten ihrer Grundstücke sowie die
Vornahme von Probeschnitten bei Winter-
weizen, Winterroggen und Sommergerste,
Probe- und Nachrodungen bei Kartoffeln
sowie Probeziehungen bei Körnermais durch
vom Österreichischen Statistischen Zentral-
amt bestellte Erhebungsorgane zu dulden,

b) das Ergebnis eines Volldrusches bei Winter-
weizen, Winterroggen und Sommergerste
oder einer Vollernte bei Körnermais von

bestimmten, in die besonderen Ernteermitt-
lungen einbezogenen Parzellen durch die
obgenannten Organe feststellen zu lassen
und

c) über die im Zusammenhang mit der Durch-
führung der Erhebungen sich ergebenden
Fragen Auskunft zu erteilen.

§ 4. Das Österreichische Statistische Zentralamt
hat als Entschädigung an die betroffenen Bewirt-
schafter zu entrichten:

a) für die Vornahme von Probeschnitten bei
Winterweizen, Winterroggen und Sommer-
gerste sowie für Probe- und Nachrodungen
bei Kartoffeln einen Betrag von je S 20•—
und für Probeziehungen bei Körnermais;
einen Betrag von S 50•—,

b) für die Vornahme eines Volldrusches bei
Winterweizen, Winterroggen und Sommer-
gerste sowie einer Vollernte bei Körnermais
einen Betrag von je S 120•—.

Weihs

139. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
6. Mai 1972 betreffend den Geltungsbereich
des Welturheberrechtsabkommens vom 6. Sep-
tember 1952 und seiner Zusatzprotokolle

Nr. 1, Nr. 2 und Nr. 3

Der Generaldirektor der UNESCO hat bezüg-
lich des Geltungsbereichs des Welturheberrechts-
abkommens und seiner Zusatzprotokolle Nr. 1,
Nr. 2 und Nr. 3 (BGBl. Nr. 108/1957, letzte
Kundmachung betreffend den Geltungsbereich.
BGBl. Nr. 140/1970) folgendes mitgeteilt:

Ungarn ist dem Welturheberrechtsabkommen
und seinem Zusatzprotokoll Nr. 2 am 23. Okto-
ber 1970 beigetreten.

Mauritius hat erklärt, sich auch nach Erlangung:
der Unabhängigkeit an das Welturheberrechts-
abkommen und seine Zusatzprptokolle Nr. 1,.
Nr. 2 und Nr. 3 gebunden zu erachten.

Fidschi hat erklärt, sich auch nach Erlangung:
der Unabhängigkeit an das Welturheberrechts-
abkommen gebunden zu erachten.

Kreisky

1 4 0 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
6. Mai 1972 betreffend die Ratifikation des
Übereinkommens über das auf Unterhalts-
verpflichtungen gegenüber Kindern anzuwen-
dende Recht vom 24. Oktober 1956 durch

die Türkei

Nach Mitteilung der Niederländischen Regie-
rung hat die Türkei am 28. Feber 1972 ihre
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Ratifikationsurkunde zum Übereinkommen über
das auf Unterhaltsverpflichtungen gegenüber
Kindern anzuwendende Recht (BGBl. Nr. 293/
1961, letzte Kundmachung betreffend den Gel-
tungsbereich BGBl. Nr. 389/1971) hinterlegt und
hiebei folgende Erklärung abgegeben:

„Gemäß Artikel 2 des Übereinkommens über
das auf Unterhaltsverpflichtungen gegenüber Kin-
dern anzuwendende Recht ist türkisches Recht
auch dann anwendbar, wenn das Kind seinen
gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland hat, sofern
das Unterhaltsbegehren vor ein türkisches Gericht
gebracht wird, das Kind und die Person, von der
die Unterhaltsleistungen verlangt werden, die
türkische Staatsbürgerschaft besitzen und letztere
Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der
Türkei hat."

Kreisky

1 4 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
8. Mai 1972 betreffend den Beitritt der Ver-
einigten Staaten von Amerika zum Abkom-
men von Nizza über die internationale Klassi-
fikation von Waren und Dienstleistungen für
Fabrik- oder Handelsmarken vom 15. Juni

1957

Nach Mitteilung der Regierung der Schweizeri-
schen Eidgenossenschaft sind die Vereinigten Staa-
ten von Amerika dem Abkommen von Nizza
über die internationale Klassifikation von Waren
und Dienstleistungen für Fabrik- oder Handels-
marken vom 15. Juni 1957 (BGBl. Nr. 388/1969
in der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 378/
1971, letzte Kundmachung betreffend den Gel-
tungsbereich BGBl. Nr. 404/1969) mit Wirkung
vom 25. Mai 1972 beigetreten.

Kreisky
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